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BEBAUUNGSPLAN 58 

- Sanierungsgebiet Alter Ortskern Kesselstadt -

---------------------------------------------------
HINWEISE, TEXTLICHE FESTSETZUNGEN UND BEGRÜNDUNG 
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1. ALLGEMEINE HINWEISE UND NACHRICHT -
LICHE UBE~'l!AHMEN § 9 (6) BBauG 

1.1 Bebauungsplonzeichnung 

Diese textlichen Festsetzungen gehören 
zu der Bebcuungsplanzeichnung. 

1.2 Gesetzliche Grundlagen 

1.3 

Dem Bebauungsplan liegen das Städtebau­
förderungsgesetz (StBauFG) in der Fassung 
vom 18. 8. 1976, 
das Bundesbaugesetz (BBouG) in der Fassung 
vom 18.8.1976 und die Baunutzungsver­
ordnung (BauNVO) in der Fassung vom 
15. 9. 1977 zugrunde. 

Andere rechtliche Bestimmungen 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen dieses 
Bebauungsplanes ersetzen nicht die allgemein 
gUltigen baurechtlichen Bestimmungen und Nor­
men,soweit hier nicht ausdrUcklich im gesetz­
lich zulässigen Rehmen weitergehende oder ein­
schränkende Bestimmungen· festgesetzt werden. 
Im Besonderen sind zu beachten in der je­
weils gUltigen Fassung, 

1. die Hess. Bauordnung (HBO) mit den zuge­
hörigen Durchfuhrungsverordnungen, 

2. das Ortsbaurecht der Stadt Hanau, 

3. die Einstellplatzsatzung der Stadt 
Hanau, 

4. das Hess. Denkmalschutzgesetz (DSchG), 

5. das Hess. Nachbarrecht. 
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Bodendenkmdler §§ 19 - 24 DSchG 

Das Sanierungsgebiet liegt vallstdndig 
auf dem Gelände des schon frUh Uberboutan 
ehemaligen römischen Kastells Kesselstadt, 
eine fUr die Eroberungsgeschichte des nord­
mainischen Limesgebietes wichtigen Stelle. 

Bei Erdarbeiten können Bodenfunde, wie 
Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen, 
Scherben, Geräte oder Skelettreste zu 
Tage treten, die ausgewertet werden mUssen. 

Bauvorhaben (Bauanträge) sind der Unteren 
Denkmalschutzbehörde - Stadtplanungsamt - oder 
der.Denkmalfachbehörde - Landesamt fUr 
Denkmalpflege Hessen oder dessen Beauftragten -
mitzuteilen. Der Beginn von Erdarbeiten ist 
rechtzeitig, mindestens 2 Monate vor Arbeits-

j 

beginn, diesen Denkmalbehörden anzukUndigen. § 20 DSCHG 

Funde sind unverzUglich dem Landesamt fUr 
Denkmalpflege Hessen und der Unteren Denk­
malschutzbehörde - Stadtplanungsamt - anzu­
zeigen. Anzeigepflichtig sind der Entdecker, 
der EigentUmer des GrundstUckes und der Lei­
ter der Erdarbeiten. Die Funde und Fund­
stellen sind bis zum Ablauf einer Woche 
nach der Anzeige im unveränderten Zustand 
zu erhalten und in geeigneter Weise vor 
Gefahren fUr die Erhaltung des Fundes zu 
schUtzen. 

Die Anzeigepflicht ist in die Baugenehmi­
gungsbescheide aufzunehmen. 

Baudenkmäler 

Das Landesamt fur Denkmalpflege Hessen 
kann denkmolpflegerische Belange geltend 
machen, auch wenn sie noch nicht in den 
Festsetzungen barUcksichtigt wurden. 

§4. 6 1 '\ 1 ,. 
f \ 1 /f o, , · 

DSchG 
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1 .6 Versorgungsanlagen 

Bei Hoch- und Tiefbauvorhaben, Baumpflan­
zungen und Grenzregelungen, die die Lei­
tungsnetze fUr Fernmeldeanlagen, die Versorgung 
mit Gas, Wasser und elektrischem Strom und die 
Abwasserkanäle betieffen, sind die betroffenen 
Versorgungsträger zu benachrichtigen und zu be­
rUcksichtigen. 

1.7 Erhaltung von Bäumen vergl. 2.6 

1.8 

Erhaltenswerte Bäume, die außerhalb einer Bou­
maßna-hme stehen, sollen erholten werden. Können 
Sie durch die Baumaßnahme an Stemm, Krone oder 
\1urzelwerk geschädigt werden, wird empfohlen, 
des Garten- u. Friedhofsamt einzuschalten, damit 
eine mögliche Schonung erreicht wird. 

Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes 
stimmt mit dem Geltungsbereich des förmlich 
festgelegten Sanierungsgebietes noch den 
BeschlUssen der Stodtverordnetenversommlung 
vom 8. 3. 1976 und 19. 9. 1977 Uberein. 
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FESTSETZUNGEN NACH BUNDESRECHT 

Andere planungsrechtliche Feat.setzungen 

Fur den Geltungsbereich des Bebauungs­
planes werden alle frUheren planungsrecht­
lichen Festsetzungen, die diesem Bebauungs­
plan widersprechen, aufgehoben. 

Geschoßzchl (Z) 
Über die in der Planzeichnung festgesetzte 
Zahl der Vollgeschosse (Z) hinaus ist ein 
weiteres Vollgeschoß zulössig, so weit es 
innerhalb der festgesetzten Dachform unter­
gebracht wird. 

Demgemäß ist bei Flachdächern keine zusötz­
liche Vollgeschoßfläche zulässig. 

Maß der baulichen Nutzung 

Auf den durch das Planzeichen (G) fUr ab-

§ 9, 9 a und 
10 BBauG 
BauNVO 

§ 9 (1) 1. BBauG 

§ 17 (9) Bcul'·NO 
vergl. 3. 6 

weichende Bauweise bezeichneten GrundstUcken 
ist die Grundflachenzahl GRZ = a,6 festge­
setzt. 

Abweichende Bauweise, Grenzanbau § 9 (1) 2. BBauG 

Auf den Grundstücken, .die durch das Plon- § 22 (4) BavNYO 
zeichen (G) bezeichnet sind, ist abweichende§ 7 (2) HBO 
Bauweise mit Grenzanbau festgesetzt, die vgl. 3.6 
sich sinngemäß an die Bestimmungen, die fur. 
Gartenhofhousbebauung gelten, anlehnt. 
Soweit es die Größe der Grundfläche des 
Gebäudes zuläßt, muß innerhalb der Uber-
baubaren Fläche an die GrundstUcksgrenzen 
- mindestens aber an eine seitliche Grund-
stUcksgrenze gebaut werden. vergl. § '""t (_q'\ 

I \. ,..., J 

AbstF1 1JO. 
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Garagen 

Soweit nicht fur Garagen besondere Stand­
orte ausgewiesen sind, dUrfen sie nur in 
den als Uberboubor festgesetzten Grund­
stUcksflächen errichtet werden. 
Soweit nicht die ausgewiesenen Garagen­
standarte etwas anderes zulassen, mUssen 

§ 9 (1) 2., 4. BBauG 

die Garageneinfahrten den Abstand von 5,oo m 
zu der Straßenbegrenzung einholten. 

Bäume 

In j'edem Vorgarten soll auf 15,oo m 
Straßenfrontlänge mindestens ein Baum 
gesetzt werden. Unbeschadet der in der 
Planzeichnung festgesetzten zu pflanzen­
den Bäume soll auf je 150 qm GrundstUcks­
freifläche mindestens ein Baum gesetzt 
werden. Bei kleineren GrundstUcken jedoch 
mindestens ein Baum je GrundstUck. 
Vorhandene gesunde Säume können auf diese 
Festsetzungen angerechnet werden. 

Fallen mehrere öffentliche oder private 
PKW-Einstellplätze zu einer Reihung 
zusammen, so ist mindestens nach jedem 
vierten bis sechsten Stellplatz ein Baum 
zu pflanzen. 

Bäume noch diesen Planfestsetzungen 
sollen eine Wuchsar,,ortung van mindestens 
8,oo m Höhe haben. 

§ 9 (1) 25. BBauG 

§ 118 (1) 4., 5. HBO 
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3. SATZUNG NACH LANDESRECHT §§ 67 und 118 HBO 

3. 1 Allgemeine Gestaltung 

Zusammenhängende Bebauung, aneinan­
dergeboute Häuser oder Hausgruppen 
sind in der Gestaltung von Baukörper, 
Dachform, Material und Farbe aufein­
ander abzustimmen. 

3.2 Gebäudehöhen, Fassaden u. Fenstergliederung 

Soweit nicht die Abstimmung mit benachbar­
ten Gebäuden etwas anderes erfordert, soll 
die Oberkante des Erdgeschoßfußbodens 
(Sockelhöhe) nicht mehr als o,5 m Uber der 
Geländeoberkante liegen. 

Die Erdgeschosse sollen eine Höhe von 3,5 m 
nicht Uberschreiten. 

Die Ubrigen Vollgeschosse sollen eine Höhe 
von 3,oo m nicht Uberschreiten. 

Bei bestehenden Gebäuden ist die ursprUng­
liche Gliederung des Baukörpers und der 
Fassade zu erholten oder hervorzuheben. 
Sichtfachwerk ist zu erholten. Verputztes 
Fachwerk ist freizulegen, wenn nicht der 
Baustil (Klassizismus) oder der bauliche 
Zustand etwas anderes erfordern. 

Bei Neubebauung sind die Gebäude maßstäb­
lich zu gliedern. Die GebtfÜdefronten sind 
in der Regel im Abstand von höchstens 8,o m 
durch senkrecnte Vor- oder RucksprUnge 
von mind. o,3 m zu unterteilen. 

Die Fenster sollen sich in Größe und Unter­
teilung in den Maßstab des Gebäudes und der 
b.aulichen Umgebung einfUgen. Dementsprechend 
sin6 die Rohbauöffnungen der Fenster in der 
Regel als stehende Formate (Höhe großer als 
Breite) vorzusehen_ 

' ' .1.. l -
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3.3 rr.cher 

So~eit ~n 2er Plonzeichnun0 eine Mind~~t­
dochneisung festgesetzt i5t, sind Sattcl­
däch&r herzustellen. 

Pultdächer, Walmdächer, versetzte Pult­
dächer und andere abgewandelte zusammen­
gesetzte Dachformen mit derselben Mindest­
dachneigung sind zulässig, wenn sie sich 
in die bauliche Umgebung einfUgen. 

Flachdächer sind zulässig, soweit sie nicht 
mehr als ein Viertel der Grundflache des 
Gebäudes Uberdachen und als nutzbare Terrasse 
oder mit DachbegrUnung ausgebildet werden. 
Dies gilt einschließlich der Dächer auf Ga­
regen und anderen Nebengebäuden. 

Die geneigten Dachflächen sind mit kleintei­
ligen Materialien, wie Dachziegeln, einzu­
decken. 
Anlegen zur Ausnlrtzung der Sonnenenergie, die 
sich im Rehmen der techn. Möglichkeiten in Form 

. und Farbe in die Umgebung einpassen, sind zulässig. 

3.4 Baumaterialien 

Soweit die Baumaterialien optisch des Stadt­
bild mitbestimmen, sind nur Stoffe zu ver­
wenden, die der herkömmlichen Eigenart der 
bestehenden Bebauung entsprechen. Im beson­
deren sind fUr Außenwände nicht zulässig 

Putzoberflächen mit gekUnstelten 
Strukturen und Mustern, 

mettcllisch, lockortig oder glasiert 
glänzende Verkleidungen, 

Wandverkleidungen aus Metallen oder 
aus organischen Kunststoffen, 

- 12 -
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moteriolverfälschende oder notUr-
liche Materialien imitierende Bauteile 

und olle anderen noch Gliederung Ober­
flächenbehandlung oder Farbgebung nicht 
materialgerechten oder unangemessenen Bau­
stoffe. 

3.5 Farbgebung 

3.6 

Die Farbwohl soll sich der konstruktiven 
und boukärperlichen Gliederung und den 
historischen Gegebenheiten des Hauses und 
des Stadtbildes unterordnen. 

Bei Fochwerkbauweise sind in der Regel die 
Ausfachungen heller gegen dunkles Holzwerk 
abzusetzen. 

Flächig verputzte Gebäude oder Gebäudeteile 
sind in gedeckten Farbtönen anzulegen. 
Dabei sind reines Weiß und andere extrem helle 
grelle oder dunkle Farbtöne nicht zulässig. 

Anbauten, Nebengebäude, im besonderen Garagen, 
sollen gegenUber den zugehörigen Hauptgebäuden 
farblich zurUcktreten, d. h. in der Regel etwas 
dunkler abgesetzt werden. Dies gilt im beson­
deren fUr flächig verputzte Anbauten an älteren 
Häusern in Fochwerkbauweise oder Sichtmauer­
werk (Porenbasalt, Ziegelmauerwerk). 

Grenzanbau 

bei abweichender Bauweise vergl. Festsetzunr 
2.4 

(l)Eine Gebäudeaußenwand, die nach Fest­
setzung 2.4 an einer GrundstUcksgrenze 
errichtet werden muß, die nicht an einer 
öffentlichen Verkehrgfläche liegt, darf 
höchstens eine Höhe von 3,5 m haben. 

§ 7 ( 2) HBO 

Abstände s. 
§ 7 (8)AbstFlV0 
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(2) Ist diese Außenwand an der Grundstücks­
grenze eine Giebelwand, ist zusätzlich 
eine mittlere Höhe von 2,5 m zulässig, 

(3) Eine größere Höhe kann zugelassen werden, 
wenn angrenzend auf dem Nachbargrundstück 
bereits an die Grenze gebaut ist oder 
gleichzeitig angebaut wird. 

(4) Gebäudeteile, die die zulässige Höhe der 
Außenwand an der Grundstücksgrenze über­
schreiten, sind im Verhältnis Höhe zu 
Tiefe= l : l abzuschrägen oder zurückzu­
staffeln. 

(5) Soweit nicht an die Grenze gebaut wird, 
ist der nach der Hess. Bauordnung erfor­
derliche Mindestgebäudeabstand als Ab­
stand zu der Grenze zu berücksichtigen. 

§ 7 (1) (8) AbstflVO. 

(6) Die Herstellung eines Obergeschosses 
(Festsetzung Z = II als Höchstgrenze) 
ist nur möglich, soweit es die vorstehen­
den Einschränkungen zulassen. 

(7) Steht ein bestehendes Gebäude mit seiner 
grenzseitigen Außenwand nicht unmittelbar 
an der Grenze, sondern hält einen Traufab­
wand zur Grenze ein, der geringer ist als 
die vorgeschriebenen Maße für Bauwiche, so 
ist zur Wahrung der erhaltenswerten Eigenart 
des Plangebietes bei Um- und Anbauten der 

Traufabstand beizubehalten. Dies gilt nicht 
bei Neubebauung. 

§ 118 (1) 6. HBO 
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(8) In Außenwänden an den Grundstücks­
grenzen, die nicht an einer öffent­
lichen Verkehrsfläche liegen, sind 
Fenster nicht zulässig, üies gilt 
auch an Traufabständen. 

3.7 Grundstückseinfriedinungen 

Zur Einfriedigung der Grundstücke sind 
gegen Sicht offene Läune zu verwen-
den. Die massiven Fundamentsockel sollen 
höchstens o,2 m über Oberkante Ge­
lände reichen. 

An Wohnterrassen und an den Grenzen 
der Grundstücke, die durch das Plan­
zeichen (G) für abweichende Bauweise 
mit Grenzanbau festgesetzt sind, sind 
gegen Sicht geschlossene Zäune oder 
Mauern zulässig,soweitMe als Sicht­
schutz notwendig sind, An Wohnterrassen 
soll dieser Sichtschutz die Länge 
von 5,o m nicht überschreiten,. 

- 15 
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3.8 Werbeanlagen 

Anlagen fUr die Außenwerbung sind nur im Be­
reich des Erdgeschosses und der BrUstung des 
1. OG. bis unterhalb der Fenstergesimshöhe 
zulässig. Sie haben sich nach Farmen, Farb­
gebung und Beleuchtung in die Eigenart des 
Gebäudes und der baulichen Umgebung einzu­
fUgen und dem Stadtbild unterzuordnen. 

3.9 Erhaltung baulicher Anlagen 

(1) Die Eigenart des historisch gewachsenen 
Straßen- und Ortsbildes ist zu erhalten. 

(2) Die Genehmigung fUr den Abbruch, den Umbau 
oder die Änderung von baulichen Anlagen kann 
versagt werden, wenn nicht die in Absatz 3 
besonders bezeichneten Tatbestände vorlie­
gen; dies gilt nicht fUr innere Umbauten 
und innere Änderungen von baulichen An­
lagen, die das äußere Erscheinungsbild 
der baulichen Anlage nicht berUhren. 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die 
bauliche Anlage nicht allein oder im Zu­
sammenhang mit anderen baulichen Anlagen 
das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägt 
oder wenn sie nicht von städtebaulicher, 
insbesondere geschichtlicher oder kUnstle­
rischer Bedeutung ist. 

3. 10 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des§ 156 (1) Ziff. 4 
BBauG handelt, wer ein Gebäude innerhalb des 
Geltungsbereiches ohne Genehmigung abbricht oder 
ändert. Die Ordnungswidrigkeit kann na,, t • 156 
(2) BBauG mit einer Geldbuße bis zu f :g-
~cuse~~ '.>e,,tsche Mark geahndet werden. 
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4. BEGRlJNDUNG UND ERLÄUTERUNGEN 

4.1 Allgemeine Voraussetzungen 

Das Plangebiet wurde durch Beschluß der 
Stadtverordnetenversammlung am 8. 3. 76 
und 19. 9. 77 als Sanierungsgebiet noch 
dem Sttldtebouförderungsgesetz förmlich 
festgelegt. 
Mit ihrer Amtlichen Bekanntmachung ist 
die förmliche Festlegung seit dem 15. lo. 77 
rechtsverbindlich. Die Durchführung der Sa­
nierungsmaßnahme erfordert die Aufstellung 
einer Bebauungsplanung. § lo (1) StBauFG. 

Das Bebouungsplangebiet stimmt mit dem 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
Uberein. 

Aufgabe des Bebauungsplanes ist es, als 
Grundlage fUr die Sanierung die Beseitigung 
der in der vorbereitenden Untersuchung fest­
gestellten städtebaulichen Mißstände vorzu-
sehen und die städtebauliche Struktur in eine nor­
malisierte künftige Entwicklung Uberzuleiten. 

4.1.1 Städtebouliche Mißsttlnde 

,.,. --····--­... -- -----

Die vorbereitende Untersuchung hat bestä­
tigt, daß in dem Bebauungsplangebiet eine 
Reihe sttldtebaulicher Mißsttlnde (§ 3 (3) 
StBauFG) vorliegen. 

Viele Grundstocke sind zu klein geschnitten 
und zu dicht bebaut. Es kommen Kleingrund­
stUcke mit 58,64 und 89 qm Größe vor. Die 
enge Bebauung enthält unvertretbar kleine 
Hausgrundrisse und schränkt die Belichtung 
Besonnung und Belüftung ein. Die EigentUmer 

17 -
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sind vielfach nicht in der Lage oder 
stoßen auf übergroße Schwierigkeiten, diese 
Nachteile zu beheben, die deshalb nur im 
Ganzen gelöst werden können. 
Diese Schwierigkeiten und Unmöglichkeiten, 
die vielfach überalterte Bausubstanz inner­
halb des geltenden Bauordnungsrechts zu er­
neuern und den heutigen Bedürfnissen anzu­
passen, hat bereits dazu geführt, daß ein 
Teil der jüngeren Eigentü~er oder Erben 
diesen Stadtbereich verlassen hat und an an­
derer Stelle einen Bauplatz sucht. Dies durfte 
die wesentliche Ursache fUr die relative Über­
alterung der Bevölkerung sein. 

Das Sanierungsgebiet enthält einen hohen 
Anteil an Uberalterter und ungenutzter 
Bausubstanz, die zu einem wichtigen Teil aus 
dem Strukturwandel von einer Enierbsbevölke­
rung als Fischer und Landwirte zu einer 
reinen Wohnbevölkerung herrUhrt. Diese bau­
lichen RUckstände der Entwicklung des Stadt­
teils behindern heute das Wohnen, wo an sich 
eine hochwertige Wohnlage gegeben ist. 

Hinweis auf die Entwicklungstendenz des 
Stadtteils ist auch der relativ hohe Aus­
länderanteil. Besonders zu beachten ist, 
daß sich die Ausländerhaushalte teilweise 
in bestimmten Häusern konzentrieren. 

Städtebauliche Kennzeichen des Plangebietes 

Gebietsfläche (Summe der Nettoblockflächen): 
45 360 qm 
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Zahl der Geböude : 192 
Zahl der Wohngeböude 87 
Zahl der Garagen : 6 
Zahl der Wohnungen : 218 
Zahl der Haushalte 212 
Zahl der Einwohner : 554 

Allgemeine Planungsziele 

Das Gebiet hat bereits eine Funktions-
wandlung durchgemacht. Die ursprUngliche 
dörfliche Mischstruktur hat sich weitgehend 
zu einer Wohngebietsstruktur umgewandelt, 
fUr die die Loge im Gesamtstadtbereich sehr 
gUnstig ist. Deshalb soll auch die Wohnstruktur 
im wesentlichen erholten bleiben und verstörkt 
werden. 

Es soll auch vermieden werden, daß durch gra­
vierende Eingriffe in das Erscheinungsbild 
des Stadtteils, wie sie eine rigorose An-
passung an heutige Standards fUr Erschließungs­
systeme, GrundstUcksstruktur und Straßenregel­
querschnitte erzeugen wurde, ein Zwischensta­
dium entsteht, das die Zerstörung der gewachsenen 
Sozialstruktur und olle bekennten Nachteile eines 
Neubaugebietes bringen wurde. Deswegen ist eine 
wesentliche bauliche Umstrukturierung des Ge­
bietes nicht vorgesehen. Der Charakter der Bau­
weise und stödtebaulichen Räume, Straßenab­
wicklungen und Plötze soll beibehalten werden. 
Die vorhandene bauliche Substanz soll konsoli­
diert, LUcken sollen ergänzt werden. Die Fest­
legungen der baulichen Nutzung und stödtebau­
lichen Gestaltung sollen diese bestehende Er­
scheinungsform aufnehmen und abrunden. 
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Unter diesen Voraussetzungen sind besonders 
enge gestalterische Anforderungen an die Neu­
bebauung zu stellen, um eine harmonische Ein­
fUgung in das bestehende Ortsbild zu gewähr­
leisten. 

In der Satzung nach Landesrecht Punkte 3.2, 
3.3 und 3.4 sind die gestalterischen Faktoren 
festgesetzt, die fUr das bestehende Ortsbild 
bestimmend sind und bei Neubaumaßnahmen einge­
halten werden mUssen. Diese Anforderungen sind 
andererseits so freizUgig gehalten, daß keine 
Ubermäßigen Einschränkungen fur die privaten 
EigentUmer entstehen und auch langfristig der 
bauliche Regenerationsprozeß nicht blockiert 
wird. 

Die zum Teil minimalen GrundstUtksgrößen und 
die sehr enge Bebauung machen Grenzveränderungen 
und Gebäudeabbruche unumgänglich. Eine harmo­
nische UberfUhrung in vollwertige Wohngrund­
stUcke erfordert besondere planungsrechtliche 
Maßnahmen (s. Festsetzungen 2.3, 2.4 und 3.6). 
Auf den betroffenen GrundstUcken wird deshalb 
in Anlehnung an Gartenhofhausbebauung, die in 
Neubaugebieten eine besonders hohe städtebau­
liche Verdichtung zuläßt, grundsätzlich Grenz­
anbau vorgeschrieben. Damit wird auch die 
historische Struktur wieder aufgenommen, die 
größtenteils durch L- .oder U-förmige Grenzbe­
bauung kleine Wirtschaftshöfchen bildete. 
Um nachbarliche Beeinträchtigungen fUr die 
Belichtung und BelUftung auszuschließen, sind 
die Beschränkungen fUr die bauliche Höhenent­
wicklung erforderlich. 

Planungsziel Verkehr 

Durchgangsverkehr 

Der Straßenzug Philippsruher Allee/ Landstraße 
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ist erheblich mit Verkehr belastet. Nach der 
Prognose des Verkehrsgutachtens 1978 wird 
sich zwar die Belastung verringern, wenn 
die A 66 und dar Westzubringer gebaut sein 
werden. Eine Beeinträchtigung für die an­
grenzenden Grundstücke wird ober erholten 
bleiben. Der Bebauungsplan sieht deshalb die 
Ausrundung der engen Kurve vor dem Schloßein­
fahrtsportal vor. Ausserdem bringt der Eng-
pass an der Bienenstraße fUr die Grundstücke 
Landstraße 2 und 4 Immissionsbelastungen, die 
zwar von den gegenwärtigen Eigentümern noch · 
toleriert werden, deren Beibehaltung aber fUr 
die Zukunft planerisch nicht verantwortet wer­
den kenn. Für Landstraße 4 besteht die Möglich­
keit, unter Einbeziehung des städtischen Grund­
stücks Bienenstraße 7, das Gaststättengebäude 
in die Flucht Mittelstraße 48 zurückzusetzen 
und auf diese Weise zwischen Fahrbahn und Geh­
weg sogar noch einen SchutzgrUnstreifen zu ge­
winnen. Aber fUr die Erhaltung des Hauses Land­
straße 2, das praktisch dreiseitig auf die Grund­
stUcksgrenze gebaut ist und dessen minimale Frei­
fläche voll den Verkehrsimmissionen ausgesetzt 
ist, ist eine befriedigende städtebauliche Lö­
sung nicht mehr denkbar. 

Bei der Lösun~ dieser Probleme ist an die so­
ziolplanerische Verpflichtung zur Rücksicht­
nahme auf die Eigentümer und Bewohner zu er­
innern. 

Interner Verkehr 

Die vorhandenen internen Erschließungs-
straßen sind noch ihrem Querschnitt großenteils 
nicht sehr leistungsfähig. Eine Anpassung an 
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moderne Standards wäre ober fUr die städtebau­
liche Struktur verhängnisvoll. Es ist deshalb 
beabsichtigt, den Anliegerverkehr auf das Aller­
notwendigste zu beschränken. Es soll zukUnftig 
ausgeschlossen sein, daß Anlieger der nörd-
lich angrenzenden Wohngebiete das Plongebiet 
durchqueren können. Die Unterbrechung der 
Jokob-Rullmonn-Stroße gibt die Möglichkeit 
fUr eine maßvolle Erweiterung des Vorplatzes 
vor der Reinhordskirche, die zu einer klareren 
Platzform und zu einem ausgewogenen Verhält-
nis zwischen Freiraum und Barockbaukörper 
fuhrt. 

Die Aufhebung des BohnUbergonges Solisweg wird 
ohnehin zu einer Reduzierung. des Durchgangs­
verkehrs fuhren. Die Anlieger des nördlich an­
grenzenden Wohngebietes sollen Uber Hopfen­
stroße und Pfarrer-Hufnagel-Straße Anschluß 
an des Ubergreifende Verkehrsnetz finden. 

FUr bisher weitgehend baulich ungenutzte Grund­
stUckstiefen mUssen neue Erschließungsstroßen 
angelegt werden. Aber auch diese sollen auf die 
ollernotwendigste Fläche beschränkt werden. 
Allerdings ist eine bessere Durchlässigkeit 
des Plongebietes fUr Fußgänger und ein differen­
ziertes Fußwegenetz geplant. Dies soll zwar den 
Bewohnern des Plongebietes dienen, ober vor 
ollem auch die fußläufige Erreichbarkeit der 
Reinhordskirche und des Bereiches Friedenskirche/ 
ehemaliger Anker verbessern. 

Ruhender Verkehr 

Die Grundstücke sollen in Zukunft so zugeschnitten 
sein, daß die Parkierungsprobleme grundsätzlich 
auf jedem Grundstuck selbst gelöst werden können. 
Als Puffer fUr einige Engpässe sind neun 
Garagen bzw. Stellplätze vorgesehen, die vermietet 
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'olerden können. 

Der Parkplatz auf dem GrundstUck Bienenstraße 1 
ist eine Störung im Straßenbild und sollte auf­
gehoben und 'olieder bebaut 'olerden. Die Erforder­
nisse fUr die Reinhcrdskirche sind ohnehin an 
dieser Stelle zchlenmllßig nicht erfUllbcr. 
FUr öffentliche Veranstaltungen in der Reinhards­
kirche oder in der Friedenskirche 'olird mit einem 
Bedarf von ca. 4o Stellpllltzen gerechnet, die 
zum größten Teil van der Philippsruher Allee gut 
zugllnglich im Bereich des ehemaligen Anker, 'o/O 

sich schon ein Parkplatzprovisorium befindet, 
untergebrc<e_h_t \ol_erde_i:!_ sollten _(_ca. 20 Einstell­
_.elllt_z_e). 

Art und Maß der baulichen Nutzung 

Art der baulichen Nutzung 

Die ursprUnglich dörfliche Mischnutzung in 
dem Gebiet ist bereits 'oleitgehend der Wohn­
nutzung ge'olichen. Landwirtschaft 'olird schon 
lange nicht mehr betrieben. Ge'olerbliche 
Nutzung und kommerzielle Versorgung beschrllnken 
sich auf einzelne Kleinbetriebe. Dementsprechend 
setzt der Bebauungsplan im 'olesentlichen Allge­
meines Wohngebiet (WA) fest. Entlang dem Ver­
kehrszug Philippsruher Allee/ Landstraße, 'o/O 

sich die Ent'olicklung einer publikumsbezogenen 
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Struktur anbietet, ist Mischgebiet (MI) fest­
gesetzt. Obwohl bedauert werden muß, daß im 
Zuge der Konzentrationsbewegung im Einzel­
handel fast alle kleinen Läden des täglichen 
Bedarfs verschwunden sind, ist die Festsetzung 
ausdrUcklicher Ladenflächen nicht sinnvoll, 
denn auf ganz Kesselstadt bezogen ist der Be­
satz mit Ladenfl!!chen ausreichend. Der Bereich 
der ehemaligen Geibelschule einschl. Reinhards­
kirche / Friedenskirche und ehemaliger Anker 
soll zusammengefaßt und der BUrgerschaft fUr 
öffentliche, kirchliche oder private Veran­
staltungen und Vereinen zur VerfUgung gestellt 
werden. 

Der Platz um die Reinhardskirche erfordert 
städtebaulich eine besonders geschlossene Ge­
staltung, die keine Vorgärten oder ähnliche 
private oder halböffentliche Flächen verträgt. 
Deshalb ist hier im Erdgeschoß Sondernutzung 
als Läden, Praxen oder ähnlicher Nutzung des 
Dienstleistungssektors, die einen gewissen 
Kontakt zur öffentlichen Platzfläche ermöglichen, 
festgelegt. Gedacht ist z.B. an Töpferei, Inge­
nieurbUro, Rechtsanwalt, Friseur, Antiquitäten­
laden, Goldschmied, Nutzungen also, die durch 
die Lage an der Reinhardskirche gefördert werden 
können und umgekehrt auch einen angemessenen 
Rahmen fUr den Platz an der Reinhardskirche 
darstellen. 

Maß der baulichen Nutzung 

Die Höchstwerte fUr die bauliche Ausnutzung 
(Z, GFZ, GRZ) sind so gewählt, daß die Be­
bauungsdichte dem jetzigen Erscheinungsbild 
des Ortsteils entspricht und auch erhalten 
1:Jleibt. 
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Besondere Aufmerksamkeit ist den Teilge­
bieten zu widmen, in denen auf besonders 
kleinen GrundstUcken sehr eng beieinander 
gebaut ist. FUr eine sinnvolle Weiterent­
wicklung dieser Bausubstanz sind abweichende 
Bauweise und besondere Festlegungen zum Grenz­
anbau festgesetzt. (s. Festsetzungen 2.3, 2.4, 
3.6) 
Diese Regelungen knUpfen an einem ortsublich 
herkömmlichen Haustyp an : 

Giebelstöndiges Langhaus, einseitiger Grenzan­
bau. Spötere Weiterentwicklung L- oder U-förmig 
mit Hofbildung. 

Diese Bauform, in der sich die moderne Teppich­
bebauung wiederspiegelt, macht eine dichtere 
Bebauung wUnschenswert und ist noch§ 17 (2) 
BouNYO auch zultlssig und m~glich. 

Diese Festlegungen Uber den Grenzanbau können 
sinngemöß auch auf größere GrundstUcke Uber­
tragen werden, auf denen nicht Uberboubare 
Flöchen ausgewiesen werden. 

Kosten und Finanzierung 

KostenUbersicht 

Die zur DurchfUhrung des Bebauungsplanes an­
fallenden Kosten sind Sanierungskosten. 
Neuerschließungen sind nur in relativ unter­
geordneten Teilbereichen erforderlich und 
sind Teil der Sanierungsmaßnahme. Die gesamten 
Sanierungskosten betragen voraussichtlich : 
DM 19.000.500,--
Die -~-s-tenuber;lcht entspricht den Kostenan­
sötzen des Schlußberichts der vorbereitenden Un­
tersuchung (s. Seiten 159-161). 

- 25 -
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In dieser Aufstellung sind noch nicht die 
Einnahmen der Stadt berUcksichtigt, die durch 
den Verkauf oder Wiederverkauf der GrundstUcke 
bzw. durch Ausgleichsbeträge entstehen. 

Die Baumaßnahmen sind im wesentlichen privat zu 
finanzieren. Als Kosten der öffentlichen Hand 
(öffentliche Förderungsmittel) sind voraussicht­
lich Kosten in Höhe von 25 % - 30 % der Bau­
kosten zu erwarten. 

Die Kosten der Ordnungsmaßnahmen umfassen Um­
setzungen, Grundstücksfreilegungen, Entschädi­
gungen, Vermessungen und die zusätzlichen Er­
schließungsmoßnohmen. 

Kostenplanung 

Grundlage fUr diese Kosten sind die Erhebungen 
und Angaben des Schlußberichts der vorbereiten­
den Untersuchung zurUckgerechnet auf das kleinere 
beschlossene Sanierungsgebiet. 

Die Angaben sind Schätzungen. Besonders die tat­
sächlich einzubringenden öffentlichen Förderungs­
mittel sind von den Finanzierungsbedingungen 
des Einzelfalles abhängig und können erst genau 
bestimmt werden, wenn die konkreten Einzelob­
jektplanungen durchgeführt werden. 

Noch Durchspielen einzelner Plonbeispiele und 
Einschätzung nach allgemeiner Erfahrung wird 
damit gerechnet, daß eo. 25 % der Modernisierungs­
kosten und 30 % Neubaukosten durch öffentliche 
Mittel gedeckt werden mUssen. 
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4.6 Durchführung des Bebauungsplanes und der Sanierung 

Die erforderlichen Modernisierungs- und Neu­
ordnungsmaßnahmen aollen nach Möglichkeit grund­
stUcksweise durchgeführt werden, in der Reihen­
folge, wie mit den betroffenen EigentUmern Ein­
vernehmen hergestellt werden konn. Bei Neuord­
nungen, die mehrere GrundstUcke betreffen, soll 
die Zahl der Beteiligten an einer einzelnen 
Maßnahme so klein wie möglich geholten werden. 

In dieser Weise wurden einzelne Maßnahmen be­
reits durchgefUhrt bzw. in Angriff genommen, bei 
denen entweder die Stadt selbst beteiligt war 
oder die Initiative von dem Betroffenen selbst 
ausging. 

Bei einem solchen Vorgehen kann am besten auf 
besondere Umsttlnde der Betroffenen eingegangen 
werden. Persönliche H~rten werden vermieden. 
Es wird erwartet, daß sich ouf diese Weise des 
ganze Gebiet gleichmtlßig verteilt regeneriert, 
ohne daß eine systematische Umwtllzung erfolgen 
muß. Es wird davon ausgegangen, daß dieser Pro­
zeß in 6 - 8 Jahren noch Aufstellung des Be­
bauungsplanes abgewickelt werden kann. 

4.7 Einzelmaßnahmen 

4.7.1 Platz an der Reinhardskirche 

Die Reinhardskirche wurde im Jahre 1976 wieder 
hergestellt und erfreut sich bei Veronstal­
tungen der BUrger großer Beliebtheit. 
Um die Reinhordskirche soll ein Platz gestaltet 
werden, der rtlumlich und baulich den Veranstal­
tungen einen angemessenen Rahmen bietet. 
Auf dem Platz sollen Veranstaltungen, z. B. 
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Flohmarkt, Stadtteilfest, Freikonzert, mög-
lich sein. Er soll dementsprechend befestigt 
und gestaltet werden. Auf der Ostseite auf der 
Fläche des Pfarrgartens soll eine neue Randbe­
bauung entstehen, die sich zum Platz hin orien­
tiert; Im Erdgeschoß sollen deshalb nicht Wohn­
räume, sondern Werkstätten oder Läden eingerich­
tet werden, die einen Bezug zu dem gewUnschten 
Publikum herstellen, z. 8. Kunstgewerbe, Gold­
schmied, Antiquitäten, Grafiker, Praxen oder 
BeroterbUros. 

Platz an der Friedenskirche 

Zwischen Friedenskirche und ehemaliger Geibel­
schule soll eine räumlich verbindende Platzanlage 
entstehen. Der jetzige Sammelplatz vor der Kirche 
auf der Freitreppe ist beengt, Nebenräume zum 
Kirchenraumfurz. B. Einsingen des Chors, Vers9"1m­
lung der Konfirmanden, Vorbesprechungen usw. fehlen 
und könnten in dem ehemaligen Schulgebäude bereit­
gestellt werden. FUr Vereine besteht ein großer 
Raumbedarf. So ergeben sich Ansätze fUr einen 
Gebäudekomplex, der sich teilweise aus bestehenden, 
teilweise aus Erweiterungsbauten zusamrnenfUgt, der 
sich um einen gemeinsamen grUnen Freiraum gruppiert 
und dessen v~rschiedene Nutzungen sich gegenseitig 
ergänzen. Im ehemaligen Gasthof 'Zum Anker' könn­
te wieder eine Gastwirtschaft eingerichtet werden, 
die die ganze Anlage betreut und versorgt. 

Zur konkreten Festlegung des Nutzungsprogramms 
und der Baumaßnahmen ist eine besondere Planung 
erforderlich. 

GrundstUcksneuardnung ehern. Pfarrgarten 

Im Blockinnern zwischen Jakob-Rullmann-Straße 
- Reinhardskirchplotz - Mittelstraße -
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Pfarrer-Hufnagel-Straße befinden sich aus 
Zeiten der böuerlichen Nutzgörten Grund­
stUcksflöchen, die baulich ungenUgend ge­
nutzt und teilweise nicht erschlossen sind. 
Hier wird eine neue Erschließung (als fuß­
göngerfreundlicher Wohnweg) und GrundstUcks­
neuardnung vorgeschlagen. Hierfur wird ein Um­
legungsverfahren erforderlich. Die Höuser an 
der Jokob-Rullmann-Straße sollen dabei die 
notwendigen GrundstUcksfreiflöchen und Ab­
stellplötze gewinnen. Neben der Platzbebauung 
an der Reinhardskirche (4 Höuser) können drei 
Bauplötze gebildet werden. Damit die DurchgrU­
nung und das Stadtbild der Blockrandbebauung 
erhalten bleibt, dUrfen diese Neubauten nur 
eingeschossig errichtet werden. 

Ein Handwerksbetrieb ist zu verlegen. Der Be­
bauungsplan sieht ein Grundstuck vor, das von 
der Kastanienallee her zugönglich ist. 

Autohaus König 

Stödtebaulich und betrieblich ist der bisherige 
Zustand des Grundstückes an der Ecke Land­
straße - Kastanienallee unbefriedigend. 
Durch Beschluß der Stadtverordnetenversamm­
lung ist bereits die Vorentscheidung fUr eine 
Ausweitung und Entwicklung des Betriebes ge­
fallen. 

Der Bebauungsplan setzt, um eine befriedigende 
Ecksituation zu erreichen, eine mindestens zwei­
geschossige Eckbebauung fest. Eine festgesetzte 
Umfassungsmauer soll zusammen mit BegrUnung 

:_ 
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den Betriebshof gegen die angrenzenden Wohn­
grundstücke abschirmen. 

Philippsruher Allee 

Diese Straße ist wie die Burgallee und Kasta­
nienallee eine Barockanlage im Zusammenhang 
mit dem Schloß. Diese städtebauliche und 
bauhistorische Bedeutung ist auch bei einem 
Neuausbau der Fahrbahnen zu berücksichtigen. 
Der Alleencharakter soll erhalten bleiben. 
Die Planzeichnung gibt an, daß die Baumlücken 
durch Neupflanzungen wieder geschlossen werden. 

Eine wesentliche Veränderung der Straßenbe­
grenzung ist nicht vorgesehen. Bei Ausrundung 
der Kurve vor dem Schloßtor ist zu beachten, 
doß der orthogonale Charakter des Platzes erhol­
ten wird. Dafür spielt die Ausstattung mit den 
Pollern, Sockelmouern und Ketten, die erneue­
rungsbedürftig sind, eine wichtige Rolle. 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Hanau befin­
det sich in der Planaufstellung. Ein rechtsver­
bindlicher Plon besteht nicht. 

Das Sanierungsgebiet ist im Vorentwurf des 
Flächennutzungsplanes eingetragen. Die Auswei­
sungen entsprechen dem Stand des Bebauungsplon­
verfahrens. Beide Plonoufstellungsverfahren 
sind aufeinander abzustimmen. 

Das Bebauungsplanverfahren muß vor Aufstellung 
des Flächennutzungsplanes durchgeführt und 
ggfs. abgeschlossen werden, um die notwendige 
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Grundlage fUr die Durchführung des Sanierungs­
vorhabens zu schaffen. (Zwingender Grund ent­
sprechend§ 8 (4) BBouG) 

4.9 Erlöuterungen zu den Grundsötzen fUr 
den Sozialplan 

4.9.1 Gesetzliche Verpflichtung 

Die Auswirkung von Sanierungsmaßnahmen auf 
die Betroffenen zeigt, daß Sanierung nicht nur 
eine bauliche, sondern auch eine soziale Fra­
ge ist. 

Deshalb verpflichtet das Städtebauförderungsge­
setz die Gemeinden : 

Die Gemeinde soll Vorstellungen entwickeln und 
mit den Betroffenen erörtern, wie nachteilige 
Auswirkungen möglichst vermieden oder gemildert 
werden können (Grundsätze fUr den Sozialplan). 
(§ 4 (2) StBauFG) 

Die Plonergruppe, die die vorbereitende Unter­
suchung durchfUhrte, hat aus den Erörterungen mit 
den Betroffenen in diesem Sinne Grundsätze fur 
den Sozialplan entwickelt und als Anhang zum Er­
gebnisbericht vorgelegt. 

Die Gemeinde soll während der Dauer der Durch­
fUhrung der Sanierung die Erörterung mit den 
unmittelbar Betroffenen fortsetzen und dabei 
namentlich Berufs-, Erwerbs- und Familienver­
hältnisse, Lebensalter, WohnbedUrfnisse, sozi­
ale Verflechtungen sowie örtliche Bindungen 
und Abhängigkeiten der Betroffenen berUcksichti­
gen (§ 8 (2) StBauFG). 

) 
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Daraus folgt, daß die Grundstltze fUr den 
Sozialplan eine wesentliche Grundlage fUr 
die DurchfUhrung des Bebauungsplanes, gleich­
sam Bestandteil der Planung sind. 

Überarbeitung der Grundstltze 

Die mit dem Ergebnisbericht vorgelegten Grund­
stltze wurden Uberorbeitet, das heißt sie wur­
den gestrafft und der Entwicklung der Bebauungs­
planung angepaßt. 

Mit den Grundstltzen 5.1.1 bis 5.1.5 sind die Auf­
lagen mitoufgenommen, welche die Stadtverord­
netenversammlung am 8. 3. 1976 beschlossen hat, 
S. auch amtliche Bekanntmachung am 13.10. 1977. 
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GRUNDSÄTZE FUR DEN SOZIALPLAN § 4 (2) StBouFG 

Allgemeine Grundsätze 

Die Sanierung - sofern nicht von der Stodt­
verordnetenversommlung im Einzelfall anders 
beschlossen - erfolgt mit RUcksicht vor ollem 
auf die späteren Mietpreise in erster Linie 
in Farm behutsamer Modernisierung der Wohnbau­
substanz. 

Abbruch- und Modernisierungsgebote bedUrfen 
eines Beschlusses der Stadtverordnetenversamm­
lung, wobei darauf hingewiesen wird, daß der 
Magistrat das Abbruch- oder Modernisierungs­
gebot erlassen muß. 

Alle von der Stadt zur Förderung der Sanierung 
bisher erworbenen und in Zukunft noch zu er­
werbenden GrundstUcke werden zur bzw. noch 
erfolgter Sanierung reprivatisiert, soweit 
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sie nicht fUr öffentliche Zwecke gebraucht 
werden. 

Ein evtl. zu erhebender Planungswertausgleich 
darf die ortsUblichen Erschließungskosten 
nicht Ubersteigen. 

Die Sanierungsvermerke sind nach DurchfUhrung 
der Sanierung auf Antrag im Einzelfall zu 
löschen,und bei Ven..eigerung der Löschung hat 
die Stodtverordnetenversammlung im Einzelfall 
zu entscheiden. 

5.1.6 Die heutigen Einwohner und die nicht störenden 
Gewerbebetriebe sollen in Kesselstadt durch 
Sanierungsmaßnahmen nicht verdrängt werden. 

5.1.7 Die Uberalterung der Kesselstädter Bevölke­
rung soll durch Zuzug jUngerer Familien abge­
baut werden. Des Angebot an Neubauwohnungen 
fUr diesen Bevölkerungskreis soll grundsätz­
lich im Rehmen des sozialen Wohnungsbaus er­
richtet werden. 

5. 1 . 8 Den Betroffenen in Kesselstadt soll durch Sa­
nierungsmaßnahmen kein finanzieller, sozialer 
und psychischer Nachteil entstehen. 

Dazu sind die Betroffenen eingehend zu beraten, 
zu informieren und zu unterstützen. 

Ihnen sind während der Sanierung olle zur Ver­
fUgung stehenden rechtlichen, organisatorischen 
und finanziellen Mittel der Stadt Hanau zur Ver­
fUgung zu stellen. 
Instrumentarien zur DurchfUhrung und Mittelein­
satz zur Realisierung dieser Forderungen richten 
sich noch : 
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3. 
4. 
5. 
6. 
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8. 
9. 
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11. 

12. 
13. 
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§ 25 StBauFG -
§ 31 St8auFG -

Rcpi-ivotisierung 
Verlt',1gerung von Miet- und Pacht-
verheil tnissen 

§ 46 (1) StßauFG - ÜberJ Gssung geförderter ~loh,wngen 
§ 85 StßauFG - Härteausgleich 
§ 79 StßauFG - Gewerbesteuer~rluß 
Arbeitsförderungsgesetz vom 25. 6. ~969 
Bundessozialhilfegesetz vom 30.6. 1961 
Neufassung 2. WOGG vom 14. 12. 1973 
Gesetz zur Sicherung und Zweckbestimmung 
von Sozialwohnungen 
§ 23 StBauFG - Bemessung von Ausgleichs- und Ent-

schädigungsleistungen 
Wohnungsbindungsgesetz 65 in der Fassung der Bakannt­
m·ochung vom 31. 1. 1974 
II. Wohnungsbaugesetz in 
Allgemeine und spezielle 
der öffentlichen Hand 

der Fassung vom 1. 9. 1965 
Förderungsvorschriften 

14. Wohngeldgesetz 

5. 1.9 

5.1.10 

5. 1.11 

Vor Beginn von Abrißmaßnahmen muß angemessener 
Ersatzwohnraum innerhalb des Sanierungsgebietes 
zur VerfUgung stehen. Die Planung muß durch ein 
entsprechendes Stufenkonzept dieser Forderung 
angepasst werden. 
Ersatzwohnraum soll grundsätzlich im sozialen 
Wohnungsbau und in modernisierter Althausbebau,ing 
bereitgestellt werden. 

MehrfochumzUge im Rahmen von Modernisierungs­
und Neubaumaßnahmen sollen nicht stattfinden. 
Es ist grundsätzlich von einem Umzug in Ersatzwohn­
raum auszugehen. 

Der Verlust von Wohnraum und finanziell nicht 
tragbare Mieterhöhungen sind soweit als möglich 
nach dem Ringtauschverfahren innerhalb des Sa­
nierungsgebietes aufzufangen. 
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5.1 .12 Die _vorhandenen Infrastruktu1einrichtungen 
i~ ~esselstcdt und im Weststadtbereich sollen 
entsprechend zunehmender Bevölkerungszahlen 
begleitend ausgebaut werden. Vorhandene Ana­
lysen sind in die ßcwertung mit einzubeziehen. 

5. 1. 13 In Kesselstadt ist ein SonierungsbUro einzu­
richten, das als Anlauf- und Koordinationsstelle 
zwischen Betroffenen, Verwaltung, Sanierungsträger 
und Planer zu institutionalisieren ist. 

5.2 Alte Menschen 

5.2. 1 Die Umsetzung alter Menschen (älter als 65 Jahre) 
außerhalb des Sanierungsgebietes ist zu vermei­
den, da der Verlust räumlicher und sozialer Identi­
tät fUr diese Bezugsgruppe im Regelfall nur schwer 
zu Uberwinden ist. 

5.2.2 

5.2.3 

5.2.4 

Übergangsweise Umsetzungen alter Menschen während 
notwendiger Modernisierungsmaßnahmen mUssen inner­
halb des Sanierungsgebietes vorgenommen werden. 

Alte Menschen, die in der Regel seit Jahrzehnten 
in ihren heutigen Kesselstädter Wohnungen leben, 
hoben grundsätzlich Anspruch auf Erholt ihres heu­
tigen Wohnstandortes und ihrer Wohnung. 
Übergangsweise Umsetzungen innerhalb des Sanierungs­
gebietes, im Zeitraum eines evtl. Neubaus der Woh­
nungen, müssen durch ein entsprechendes Sanierungs­
konzept innerhalb von Stufenplänen abgesichert sein. 

Ein Altersheim in konzentrierter Baumaßnahme wird 
nicht vorgesehen. 

Al te1 Menschen soll ihre Existensgrundlage nicht 
genommen werden. Hängt der Lebensunterhalt älterer 
Mieterz. T. oder größtenteils von einer Unterver­
mietung ab, ist auf Wunsch auch zukUnftig die Mög­
lichkeit der Untervermietung zu sichern. 
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5.3.4 

5.3.5 

5.3.6 

5.3.7 
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Mieter 

Durch Sanierungsmaßnahmen dUrfen keine ~lieter, 
aufgrund unlragbarer Mieterhöhungen, Abriß ihrer 
Wohnungen etc., aus Kesselstadt verdrHngt werden. 
Der Einsatz öffentlicher und Sanierungsförderungs­
mittel sowie die DurchfUhrung konkreter i1aß-
nahmen mUssen sich an dieser Forderung orientieren. 

Mieter, die zur Zeit in GebHuden wohnen, die durch 
Saniervngsnioßnahmen cL0eri5sen werd~n, ~1ils~?n 1ri~c~­

halb des Sa,,ie~ur,gsgebietes Ersatzwohnungen erhal­
ten. 
Umzugskosten von Mietern während zeitweiliger Um­
setzungen sind nach§ 85 (2) 6. StBauFG den je­
weils Betroffenen zu erstatten. 

Eine Erhöhung des KesselstHdter Mietniveaus darf 
nicht zu Losten der einkommensschwachen Mieterhaus­
halte durchgesetzt' werden. 

Es muß davon ausgegangen werden, daß ein geringerer 
Ausstattungsgrad von Wohnungen mit entsprechend ge­
ringeren Mieten, als KesselstHdter Wohnungsmarkt­
Charakteristikum nicht völlig aufgehoben werden kann, 
da spezifische Mietergruppen auf diesen Wohnungsmarkt 
mit seinen billigen Mieten angewiesen sind. Anzu­
streben ist jedoch ein Ausstattungsstandard, der 
Innentoilette mit Bad oder Dusche nicht unterschrei~et. 

Die von der Stadt Hanau in Kesselstadt vermieteten 
Wohnungen sollen auf eigenen Wunsch der Betroffenen 
als Mietwohnungen für diesen Bevölkerungskreis erholten 
bleiben. Der Wohnstatus dieser Familien soll, soweit 
nicht bereits geschehen, durch Mietvertröge abgesichert 
werden. 

Heute in Kesselstadt vorhandene Mehrraumwohnungen, 
die fUr Familien ~it mehreren Kindern als Wohnung 
geeignet oder heute bereits genutzt werden, sollen 
generell erhalten bleiben, da entsprechende Raum­
größen und -kapozitäten in Neubauwohnungen fur 
diese BevHlkerungsgruppe finanziell kaum tragbar 
sind. 
Miete und Belastung fUr kinderreiche Wohnungen 
sollen nicht höher sein, als sie in§ 8, II. WoGG 37 
berUcksichtigt werden. Dia Bauplanung muß auf die 
Spiel- und Bewegungs~edU~fnissa der Kinder ein~ehan. 
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5.4 Eigentümer 

5. 4. 1 

5.4.2 

5.4.3 

5.4.4 

5.4.5 

Sanierungsmaßnahmen sollen im Regelfall aus 
Initiative und mit Hilfe der Privateigentümer 
unter gleichzeitigem Einsatz öffentlicher Mittel 
durchgeführt werden. 
Ist der Eigentümer finanziell nicht in der Lage, 
entsprechend§§ 39 b und 39 e,Baugebot und Mo­
dernisierungsgebot, zu bauen oder zu modernisieren, 
mUssen entsprechend§ 39 StBauFG, Einsatz von Sa­
nierungsmitteln, § 43 StBauFG, Kosten der Moderni­
sierungsmaßnahmen und§ 45 (2) und (3) StBauFG, , 
Kosten der Neubebauung und der Ersatzbauten, Sa-
nierungsförderungsmittel veranschlagt und bereit­
gestellt werden. 

Sanierungsförderungsmittel im Sinne§ 45 (4) und 
(5) StBauFG, Sanierungsförderungsmittel nach§ 6 
(1) II. WoGG sind speziell in der Form einzu­
setzen, daß Neubauwohnungen und Ersatzwohnungen 
in angemessener Relation zum heutigen Mietniveou 
vergeben werden können. Die Uberlassung geför­
derter Wohnungen, die sich in Privatbesitz befin­
den, soll sich nach§ 46 StBauFG, Uberlassung ge­
förderter Wohnungen, richten. 

Enteignungen von Privat-Eigentum müssen sich nach 
den gesetzlichen Bestimmungen innerhalb des StBauFG 
richten, entsprechend§ 22 und§ 23 StBauFG. 

Eigentümern soll bei Abriß ihres Hauses und Ein­
beziehung ihres Grundstückes in Bodenordnungsmaß­
nahmen ein Ersatzgrundstuck innerhalb Kesselstodts 
zur Verfügung gestellt werden. 

Den EigentUmern ist nach Maßgabe des§ 85 StBauFG 
ein Geldausgleich zu gewähren, insofern sie ihr 
Eigentum aufgrund planerischer Maßnahmen verlieren 
und dieses Eigentum ihren primären Lebensunterhalt 
durch Vermietung oder Verpachtung deckt. 
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l\uslönrlcr 

/\u~ländische Eim•ohi,cr sind in ollen Gelangen in 
gleicher Weise zu behondeln ~ie InlUnrer. Aus­
länder soi.len durch Sanierungsmaßnahmen i.hre l!ah­
nungen in-Kesselstadt nicht verlieren. Auf die 
besonderen f/ohnbecJUrfnisse ausländi~chC;r Be1,ahne1 
ist dabei Rucksicht zu nehmen. 

Das t1ietniveau cusländischer Mieter soll in l,'oh­
nungen, die durch öffentliche und s~~•erunssfär­
derungsmittel modernisiert oder neu gebaut werden, 
demjenigen der deutschen Mieter entsprechen. 

Bei der Konzipierung van Freizeit- und Bildungs­
einrichtungen in Kesselstadt sind nach Bedarf auch 
ausländische Gruppen zu berUcksichtigen. 

Arbeitgeber/ Arbeitnehmer 

Gewerbebetriebe und Einzelhandelsgeschäfte, die der 
Versorgung der Kesselstädter Bevölkerung dienen u1d 
die Kesselstadt als hauptsüchlichen Einzugsbereicn 
haben, sollen ihren Standort innerhalb Kesselstadts 
behalten. 
Die Verlagerung stärender Betriebe aus allgerneine1 

1-/chngebieten ist zu erwägen, wenn entsprechende E::--
satzgrundstUcke fur Betriebsverlageru~gen zur Ver­
fügung stehen. Handelt es sich bei zu verlagernde~ 
Betrieben um solche, deren Einzugsbereich primär 
auf Kesselstadt beschränkt ist, rnUssen Ersatzgrund­
stUcke innerhalb Kesselstadts zur VerfUgung geste\lt 
werden. 

Arbeitsplätze sollen durch Betriebsverlagerungen 
nicht gefährdet werden. Mehraufwendungen der Arbeit­
nehmer durch Betriebsverlagerungen (Fahrkosten etc.) 
sollen durch Zuschusse abgedeckt werden. 
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5.6.3 

5.6.4 

5.7 

5. 7. 1 

5.7.2 

Vcrlogcrun~sabsichten von einzelnen Betrieben 
sind in der Planung zu berUcksichtigen. Anzu­
streben ist eine Verbesserung des vorhandenen 
~ngebots an Einzelhandelsgeschäften. 
Die Koufkraf, in Kesselstadt soll durch die 
Ansiedlung junger Familien und die Erhöhung der 
Einwohnerzahlen stabilisiert werden, damit der 
Prozeß des rückläufigen Angebots in Kessel­
stadt aufgehoben werden kann. 

Bei notwendigen Umsetzungen sind die Ersatz­
flächen so rechtzeitig zur VerfUgung zu stellen, 
daß ein möglichst bruchlaser Übergang im Geschäfts­
betrieb möglich ist. 

Organisationsrahmen 

Bei der Stadtverwaltung soll eine Arbeitsgruppe 
aus Vertretern der Verwaltung, der Baugesellschaft 
Hanau und der Stadtverordneten gebildet werden, 
die die Sanierungsmaßnahmen begleitet. 
Im Bedarfsfall können Sachverständige, Betroffene oder 
andere Bürger hinzugezogen werden. 

Konkrete Pläne werden mit den Betroffenen einzeln 
oder in Gruppen beraten. 
Die Baugesellschaft Hanau wird mit der bautechnischen 
und baufinanziellen Beratung der Sanierungsbetroffenen 
bei der Durchführung van Baumaßnahmen beauftragt. 
Noch Möglichkeit soll im Sanierungsgebiet ein Beratungs­
und Betreuungsbüro eingerichtet werden. 




